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Direkte Bürgerbeteiligung –  

Die Demokratie demokratisieren? 
 

Henriette Heimbach, Deutsch-Französisches Institut (Mai 2012) 

 
Mehr Bürgerbeteiligung klingt erstmal nach mehr Demokratie. Schließlich heißt 
Demokratie im Griechischen die Herrschaft des Volkes. Ob aber direkte Partizipation oder 
Bürgerbeteiligung per se zu mehr Demokratie führt, ist nicht so eindeutig, wie es 
erscheint. Denn nicht nur die Beteiligung der Bürger am politischen Prozess ist ein 
Kriterium für ein funktionierendes demokratisches System, sondern auch Transparenz 
und die Fähigkeit effizient Entscheidungen zu treffen und sich nicht in jahrelangen 
Verhandlungen ohne Ergebnis zu verstricken, müssen gewährleistet sein. Auch die  
Rechte des Einzelnen zu schützen sowie die Orientierung am Gemeinwohl sind 
entscheidend in einer Demokratie. Wenn es darum geht die Demokratie zu 
demokratisieren, muss man also auch diese Aspekte mit einbeziehen.  
 
Neben klassischen Formen der politischen Partizipation, wie zum Beispiel, zur Wahl zu 
gehen, einer Partei beitreten oder die politische Debatte verfolgen, gibt es auch direktere 
Wege politisch mitzuwirken. Direkte Bürgerbeteiligung meint also das unmittelbare 
Mitwirken der Bürger an politischen Entscheidungen. Hier gibt es verschiedene Varianten, 
wie das möglich ist: Bürgerreferenden, Petitionen, Mitbestimmung beim Bürgerhaushalt, 
Bürgerforen/-kommissionen, öffentlich organisierte Debatten. In den Regionen und 
Kommunen sowie auf europäischer Ebene finden viele dieser Instrumente schon 
Anwendung. Seit April 2012 ist es zum Beispiel möglich, eine Europäische Bürgerinitiative 
zu starten. Schaut man sich direkte Bürgerbeteiligung genauer an, gibt es Für- und 
Gegensprache. 
 

Schnelle Problemlösung und gutes Ergebnis? 

Oft wird darauf hingewiesen, dass die schnelle und effiziente Problemlösung 
beeinträchtigt wird, wenn ein Bürgerreferendum darüber entscheiden soll. 
Bürgerentscheide erfordern einen Informations- und Meinungsaustausch und eine 
logistische Organisation, die Zeit in Anspruch nehmen und kostenintensiv sind. Auch wird 
die Gefahr gesehen, dass durch Referenden vielschichtige, politische Sachverhalte auf 
Ja/Nein-Entscheidungen reduziert werden und so der Komplexität der Materien nicht 
gerecht werden. Weiterhin wird befürchtet, dass politische Entscheidungen entsachlicht 
und emotionalisiert werden und somit populistischen Strömungen Auftrieb gegeben 
werden könnte. Auch muss bedacht werden, dass wenn die Mehrheit entscheidet, 
Minderheitenstimmen nicht zwangsläufig im Lösungsentwurf berücksichtigt werden. Ein 
weiteres Problem könnte darin bestehen, dass kurzfristige Stimmungen in der 
Öffentlichkeit langfristigen, politischen Vorhaben eine andere Richtung geben können.  
Hier wiederum sagen Befürworter von direkter Demokratie, dass durch die Einbindung 
der Bürger politische Entscheidungen eine höhere Akzeptanz und damit Nachhaltigkeit 
erfahren. Auch wird darauf hingewiesen, dass mit Hilfe von Instrumenten der direkten 
Demokratie bessere, weil praxis- und problemorientierte Lösungen gefunden werden 
können. Auf regionaler Ebene, zum Beispiel, beteiligt der Bürgerhaushalt die 
kommunalen Bewohner an der Debatte, wofür und wie viel Geld für Straßen, 
Kindergärten etc. ausgegeben werden soll.  

 
Sind die Bürger kompetent genug? 

Kritiker bezweifeln die Kompetenz der Bürger, die Komplexität der Probleme zu 
verstehen. Umso detailreicher und technokratischer die Entscheidungen sind, desto 
schwieriger wird es für den „Otto-Normal-Bürger“ alle Vor- und Nachteile in die 
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individuelle Entscheidungsfindung mit einfließen zu lassen. Auch müssten sich alle Bürger 
permanent informieren und an Debatten teilnehmen. Auf der anderen Seite sagen die 
Fürsprecher, dass unsere Demokratie und das Staatsbürgerverständnis sich 
weiterentwickelt haben. Ein Staatsbürger zu sein, heißt jetzt nicht nur seine Stimme alle 
vier oder fünf Jahre an einen Abgeordneten zu übertragen, sondern selbst mitzuwirken. 
Das gelte umso mehr, da, wie beklagt wird, Wahlversprechen nicht eingelöst werden und 
politische Alternativen in der Parteienlandschaft fehlen. Auch wird kritisiert, dass die 
Politik Entscheidungen trifft, die rein ihren Machterhalt und die Machtsicherung betreffen.   
 

Alle gleich in der direkten Demokratie?  

Ein wichtiges Merkmal von Wahlen in der repräsentativen Demokratie ist die gleiche 
und geheime Stimmenabgabe. So fern man an der Wahl zum Parlament oder zum 

Präsidenten teilnimmt, wird die eigene Stimme genau gleich gewertet wie die anderen. 
Das ist zwar auch der Fall bei Bürgerentscheiden, allerdings ist die erforderte Beteiligung 
um ein Vielfaches höher. Häufige Bürgerentscheide würden ein permanentes Engagement 
der Bürger bedeuten. Die Meinung derjenigen, die keine Zeit und Mittel haben, sich zu 
beteiligen, findet dann keinen Eingang in die politische Lösungsfindung. In Deutschland 
scheint sich bei Bürgerentscheiden auf regionaler Ebene vor allem das gut ausgebildete 
Bürgertum zu engagieren. So würden nur bestimmte Themen besetzt und auch andere 
soziale Gruppen fänden sich außen vor. Kritiker sprechen daher von einer 
Elitendemokratie, die sich entwickeln könnte. Im Gegenzug dazu gehen Befürworter der 
direkten Demokratie davon aus, dass benachteiligten Gruppen, die strukturell fern von 
der Politik sind, die Möglichkeit gegeben wird, einen direkten Draht in die Politik zu 
bekommen. Das könnte, zum Beispiel, in Frankreich der Fall sein. Es zeigt sich also, dass 
es national und regional Unterschiede geben könnte, welche sozialen Gruppen das Mittel 
der direkten Bürgerbeteiligung nutzen würden.  
Auf europäischer Ebene wird der Gleichheitsgedanke an das politische System der EU 
angepasst, denn häufig gilt es zwei Demokratieansprüche zu erfüllen. Einerseits sollte die 
Stimme eines jeden EU-Bürgers gleich gewertet werden, andererseits aber beanspruchen 
auch die Nationalstaaten, dass sie gemäß ihrer Bevölkerungsgröße, unterschiedlich stark 
Einfluss nehmen können auf politische Entscheidungen. Wie in allen föderalen Systemen, 
müssen die beiden Logiken miteinander in Einklang gebracht werden. 
 

Schaut man auf die Vorzüge und Nachteile von direkter Bürgerbeteiligung ist es sicherlich 
empfehlenswert, genau zu prüfen an welcher Stelle im Politikprozess es Sinn macht, die 
Bürger zu integrieren. An welcher Stelle sollten sie ein Recht darauf haben und wo wäre 
eine direkte Beteiligung im Interesse des Gemeinwohls, der Minderheiten und der 
Entscheidungseffizienz kontraproduktiv. Denkbar wäre auch, Elemente direkter 
Demokratie auf bestimmten administrativen Ebenen zu zulassen (europäisch, national, 
regional). Direkte und repräsentative Demokratie müssen aber nicht grundsätzlich als 
Gegensätze begriffen werden, sondern können sich auch ergänzen. Vielleicht liegt hier 
der Schlüssel zu mehr Demokratie in der Demokratie. Bei der Überlegung wo und wie der 
Bürger mitentscheiden könnte, darf nicht vergessen werden, dass letztendlich alle Bürger 
gemeinsam den Souverän bilden. 
 
 
 


